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Erlass der 6. Satzung der Änderung der Entwässerungssatzung der Stadt Meckenheim 
vom 4.12.2002 in der Fassung der 5. Änderungssatzung vom 11.12.2013 
 
Beschlussvorschlag 

 
Der Rat der Stadt Meckenheim beschließt nachstehende 6. Änderungssatzung der 
Entwässerungssatzung der Stadt Meckenheim vom 04.12.2002: 
 
 

6. Änderungssatzung 
zur Änderung der Entwässerungssatzung der Stadt Meckenheim vom 

4.12.2002 
 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), 
zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 19.12.2013  (GV. NRW. 2013 S. 878), 
der § 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. 1969, S. 712), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 13.12.2011 (GV. NRW. 2011, S. 687) der §§ 60, 61 des 
Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31.7.2009 (BGBl. I 2009, S. 2585ff, zuletzt geändert durch Gesetz vom 
07.08.2013 – BGBl. I 2013, S. 3180 ff., S. 3180), der Selbstüberwachungsverordnung 
Abwasser vom 17.10.2013 (SüwVO Abw GV NRW 2013, S. 602 ff. – hier bezeichnet 
als SüwVO Abw NRW 2013) und der §§ 53 , 65 des Wassergesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (LWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 
1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 



05.3.2013 (GV. NRW. 2013, S. 133.) hat der Rat der Stadt Meckenheim in seiner 
Sitzung vom __.__.2015 die folgende 6. Änderungssatzung zur Entwässerungssatzung 
der Stadt Meckenheim vom 4.12.2002 beschlossen: 
 

Artikel I 
 
§ 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
 
Die Abwasserbeseitigungspflicht der Stadt Meckenheim umfasst das Sammeln, 
Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Versickern, Verregnen und Verrieseln des im 
Stadtgebiet anfallenden Abwassers. Die Erfüllung der Abwasserbeseitigungspflicht 
erfolgt in Kooperation mit dem Erftverband auf Grundlage des mit diesem 
geschlossenen Vertrages.  
 

Artikel II 
 
§ 1 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
 
Art, Lage und Umfang der öffentlichen Abwasseranlage sowie den Zeitpunkt ihrer 
Herstellung, Erweiterung, Erneuerung, Änderung, Sanierung oder Beseitigung werden 
im Einvernehmen zwischen der Stadt Meckenheim und dem Erftverband geregelt. 
 

Artikel III 
 
§ 1 Abs. 5 wird ergänzt: 
 
Die Satzung dient auch dem Schutz der Abwasseranlagen. 
 

Artikel IV 
 
§ 5 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 
Dieses gilt jedoch nicht für Niederschlagswasser von Grundstücken, bei denen die 
Pflicht zur Beseitigung des Niederschlagswassers gem. § 53 Absatz 3 a S. 1 LWG dem 
Eigentümer des Grundstücks obliegt. Darüber hinaus ist der Anschluss des 
Niederschlagswassers nicht ausgeschlossen, wenn die Gemeinde bzw. der Erftverband 
von der Möglichkeit des § 53 Abs. 3 a S. 2 LWG Gebrauch macht 
 

Artikel V 
 
§ 17 erhält folgende Fassung: 
 
(1)  
Für die Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen gilt die 
Verordnung zur Selbstüberwachung von Abwasseranlagen des Landes Nordrhein-
Westfalen vom 17.10.2013 (nachfolgend: SüwVO Abw NRW 2013). 
 
(2) 
Zustands- und Funktionsprüfung an privaten Abwasserleitungen dürfen nur durch 
anerkannte Sachkundige gemäß § 12 SüwVO Abw NRW 2013 durchgeführt werden. 
 
(3) 
Welche Grundstücke bis zu welchem Zeitpunkt der Pflicht zur Durchführung einer 
Zustands- und Funktionsprüfung unterliegen, ergibt sich aus den §§ 7-9 SüwVO Abw 
NRW 2013 sowie der Anlage zu dieser Satzung. Für den Prüfungsumfang gilt § 8 



SüwVO Abw NRW 2013.  
 
(4) 
Zustands- und Funktionsprüfungen müssen nach § 9 Abs. 1 SüwVO Abw NRW 2013 
nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik durchgeführt werden. Nach § 8 
Abs. 1 S. 4 SüwVO Abw NRW 2013 gelten die DIN 1986 Teil 30 und die DIN EN 1610 
als allgemein anerkannte Regeln der Technik, soweit die SüwVO Abw NRW 2013 keine 
abweichenden Regelungen trifft. Die Kosten der Zustands- und Funktionsprüfung trägt 
der/die Grundstückseigentümer/-in bzw. der/die Erbbauberechtigte.  
 
(5) 
Nach § 9 Abs. 2 S. 1 SüwVO Abw NRW ist das Ergebnis der Zustands- und 
Funktionsprüfung in einer Bescheinigung gem. Anlage 2 der SüwVO Abw NRW 2013 zu 
dokumentieren. Dabei sind der Bescheinigung die in § 9 Abs. 2 S. 2 SüwVO Abw NRW 
2013 genannten Anlagen beizufügen. Diese Bescheinigung nebst Anlagen ist der Stadt 
Meckenheim durch den/die Grundstückseigentümer/-in oder Erbbauberechtigten/e 
unverzüglich nach Erhalt von Sachkundigen - spätestens jedoch innerhalb eines 
Monats nach der Prüfung - vorzulegen. Erfüllen Personen, welche die Zustands- und 
Funktionsprüfung durchführen, nicht die Anforderung an die Sachkunde nach Abs. 2 
oder entspricht die Bescheinigung nicht den Anforderungen dieser Satzung und der 
SüwVO Abw NRW 2013, wird die Bescheinigung und damit auch die Zustands- und 
Funktionsprüfung selbst von der Stadt Meckenheim nicht anerkannt. 
 
(6) 
Private Abwasserleitungen, die nach dem 01.01.1996 auf Zustand und 
Funktionsfähigkeit geprüft worden sind, bedürfen keiner erneuten Prüfung, sofern 
Prüfung und Prüfbescheinigung den zum Zeitpunkt der Prüfung geltenden 
Anforderungen, insbesondere den früheren Fassungen dieser Entwässerungssatzung, 
entsprochen haben. 
 
(7)  
Ergibt die Prüfung eine Sanierungsnotwendigkeit, gilt hinsichtlich des 
Sanierungszeitpunktes die Bestimmung des § 10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW 2013. Über 
eine mögliche Abweichung von der sich daraus ergebenden Sanierungsfrist, 
entscheidet die Stadt Meckenheim nach pflichtgemäßem Ermessen im Einzelfall. 
 
 

Artikel VI 
 
§ 33 Abs. 1 wird um den Buchstaben d) ergänzt: 
 
d) der Straßenbaulastträger für die Straßenoberflächenentwässerung 
 

Artikel VII 
 
§ 36 Abs. 3 Nr. 11 erhält folgende Fassung: 
 
§ 17 
den hier getroffenen Regelungen keine fristgerechte Bescheinigung über das Ergebnis 
der Zustands- und Funktionsprüfung vorlegt. 
 

Artikel VIII 
 
§ 36 Abs. 3 Nr. 12 erhält folgende Fassung: 
 



§ 19 Absatz 3  
die Bediensteten oder die mit Berechtigungsausweis versehenen Beauftragten der 
Stadt Meckenheim daran hindert, zum Zweck der Erfüllung der gemeindlichen 
Abwasserbeseitigungspflicht oder zum Vollzug dieser Satzung die angeschlossenen 
Grundstücke zu betreten, oder diesem Personenkreis nicht ungehinderten Zutritt zu 
allen Anlagenteilen auf den angeschlossenen Grundstücke gewährt.  
 
 
Begründung 

 
Hinsichtlich der Dichtheitsprüfung bei privaten Abwasserleitungen hatte der Rat 
der Stadt Meckenheim in seiner Sitzung am 29.09.2010 den § 17 der 
Entwässerungssatzung gemäß den Vorgaben des § 61 a Landeswassergesetz NRW 
(LWG NRW) angepasst. Danach mussten private Grundstückseigentümer 
grundsätzlich bis zum 31.12.2015 ihre Abwasserleitungen auf Dichtheit überprüfen. 
Die Fristen konnten verkürzt werden, wenn die Grundstücke in Wasserschutzzonen 
liegen. In Meckenheim betrifft das den Bahnhof Kottenforst mit den Straßen 
„Schwarzer Weg“ und „Bahnhof Kottenforst“. Die Fristen konnten aber auch verlängert 
werden (§ 61a Abs. 4 LWG NRW), wenn Sanierungsmaßnahmen an öffentlichen 
Abwasseranlagen im Abwasserbeseitigungskonzept nach § 53a Abs. 1a LWG NRW 
oder in einem gesonderten Kanalsanierungs- oder Fremdwasserkonzept festgelegt 
waren. Da die Maßnahmen in Meckenheim in einem Abwasserbeseitigungskonzept 
festgelegt sind, konnten die Fristen per Satzung entsprechend verlängert werden.  
 
Nunmehr hat der Landtag am 27.02.2012 die Änderung des Landeswassergesetztes 
NRW bezogen auf die Dichtheitsprüfung bei privaten Abwasseranlagen beschlossen. 
Mit Inkrafttreten der Gesetzesänderung wurde § 61a LWG NRW ersatzlos gestrichen. 
Gleichwohl war eine Neuregelung mit einer noch zu erlassenen Vollzugs- 
Rechtsverordnung vorgesehen. Diese Verordnung wurde am 17.10.2013 erlassen.  
 
Die Geschäftsstelle des Städte- und Gemeindebundes NRW hat mit der 
KommunalAgentur NRW und in Abstimmung mit dem Umweltministerium NRW und 
dem Ministerium für Inneres und Kommunales des Landes NRW eine neue 
Mustersatzung erstellt. Unter Einbeziehung dieser Mustersatzung und mit Blick auf die 
Satzungen der Nachbarkommunen ist die Entwässerungssatzung der Stadt 
Meckenheim überarbeitet worden.  
 
Dabei ist dem Wunsch, die finanzielle Belastung der Meckenheimer Bürger so gering 
wie möglich zu halten, entsprochen worden, in dem nun die Anforderungen an die 
Dichtheitsprüfung auf das gesetzlich vorgeschriebene Mindestmaß reduziert worden 
sind. Demnach besteht die Pflicht zur Dichtheitsprüfung für priv. 
Kanalanschlussleitungen nur bei Neubauten oder bei Bestandsliegenschaften in 
Wasserschutzgebieten und für Industrie- und Gewerbebetriebe. 
 
Weiterhin ist auch dem Wunsch Folge geleistet worden, die Partnerschaft zwischen 
dem Erftverband und der Stadt Meckenheim hervorzuheben. 
 
Die Änderungen durch die Artikel I, II und IV berücksichtigen die Tatsache, dass der 
Erftverband seine Funktion als gleichberechtigter Vertragspartner der Stadt 
Meckenheim wahr nimmt. 
 
Durch Artikel III wird hervorgehoben, dass die Satzung auch dem Schutz der 
Abwasseranlagen dient, was gerade in Hinblick auf Fehleinleitungen von besonderer 
Wichtigkeit ist. 
 



Durch die Neuregelung im Artikel V wird der bisherige § 17 der Entwässerungssatzung 
vollständig umgestaltet. Diese Notwendigkeit ergab sich durch Streichung des § 61 a 
des Nordrhein-Westfälischen Landeswassergesetzes seit dessen ab dem 16.03.2013 
geltenden Fassung. Es bedurfte für die Anordnung einer Dichtheitsprüfung einer 
neuen Ermächtigungsgrundlage. Diese wurde mit der 
„Selbstüberwachungsverordnung Abwasser“ geschaffen, die der Nordrhein-
Westfälische Landtag am 17.10.2013 beschlossen hat. Sie ist am 09.11.2013 in Kraft 
getreten. Da die bisherigen Regelungen in der Entwässerungssatzung der Stadt 
Meckenheim auf dem früheren § 61 a des Nordrhein-Westfälischen 
Landeswassergesetzes beruhten, bedurfte es der Anpassung entsprechend der 
geänderten Vorgaben der Selbstüberwachungsverordnung Abwasser. 
 
In Artikel VI wird klargestellt, dass gebührenpflichtig auch der jeweilige 
Straßenbaulastträger für die Straßenoberflächenentwässerung ist. Damit ist der 
neueren Rechtsprechung zu folgen, wonach die Bundesrepublik, das Land Nordrhein-
Westfalen und die jeweiligen Kreise für die in ihrer Baulast stehenden Straßen 
Niederschlagswassergebühren schulden, sofern sie an das Kanalnetz angeschlossen 
sind. 
 
Durch Artikel VII wird ein Verstoß gegen § 17 mit in die Ordnungswidrigkeiten 
aufgenommen. Hierdurch erhält die Verwaltung ein Instrument zur Durchsetzung der 
Dichtheitsprüfung im gesetzlich vorgeschriebenen Maße. 
 
Durch Artikel VIII erfolgt die Neunummerierung infolge der durch Artikel VII 
eingefügten Regelung. 
 
Die Synopse der Entwässerungssatzung ist im Ratsinformationssystem eingestellt. 
 
 
Meckenheim, den 19.02.2015 
 
 
Ole Kallenbach 
Leiter 

 
Anlage: 
Wasserschutzgebiete 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
  Ja  Nein  Enthaltungen 
 


